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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Umsatzsteuer: Umfang der Besteuerung nach Durchschnittssätzen bei einer 
Putenmast 
Urteil vom 29.08.2024, Az: V R 15/23  

2. Zollrecht: Zollwertrechtliche Behandlung von Druckvorlagen für Umschlie-
ßungen 
Vorlagebeschluss vom 17.09.2024, Az: VII R 28/21  

3. Abgabenordnung: Zur Reichweite der Überprüfungsbefugnis einer Behörde 
im Einspruchsverfahren 
Urteil vom 17.09.2024, Az: VII R 3/22  

4. Energiesteuergesetz: Kein dual-use bei Ausnutzung der Transporteigenschaft 
von Rauchgas aus der Verbrennung von Erdgas 
Urteil vom 12.11.2024, Az: VII R 38/22  

5. Einkommensteuer: Erstattung der Steuerzahlung für einen Verdienstausfall-
schaden ist steuerpflichtig 
Urteil vom 15.10.2024, Az: IX R 5/23  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Umsatzsteuer: Umfang der Besteuerung nach Durchschnittssätzen bei einer Pu-

tenmast 
Urteil vom 29.08.2024, Az: V R 15/23 
Verpflichtet sich ein § 24 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) anwendender Tier-
zuchtbetrieb gegen Entgelt über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Be-
dingungen für eine tiergerechte und nachhaltige Fleischerzeugung einzuhalten, liegt 
eine § 24 Abs. 1 UStG unterliegende Leistung vor. 
 

  
2. Zollrecht: Zollwertrechtliche Behandlung von Druckvorlagen für Umschließun-

gen 
Vorlagebeschluss vom 17.09.2024, Az: VII R 28/21 
1. Sind die Kosten für die im Zollgebiet der Union erfolgte Erstellung von Druckvorla-
gen für Umschließungen dem Transaktionswert nach Art. 32 Abs. 1 Buchst. a Ziff. ii 
des Zollkodex (ZK)/Art. 71 Abs. 1 Buchst. a Ziff. ii des Zollkodex der Union (UZK) 
oder nach Art. 32 Abs. 1 Buchst. b Ziff. iv ZK/Art. 71 Abs. 1 Buchst. b Ziff. iv UZK 
hinzuzurechnen, wenn die im Zollgebiet der Union ansässige Käuferin die Druckvorla-
gen den Lieferanten der Umschließungen im Drittland kostenlos in elektronischer 
Form zur Verfügung stellt? 
 
2. Sind die Kosten für die im Zollgebiet der Union erfolgte Erstellung von Druckvorla-
gen für Beistellungen dem Transaktionswert nach Art. 32 Abs. 1 Buchst. b Ziff. i 
ZK/Art. 71 Abs. 1 Buchst. b Ziff. i UZK hinzuzurechnen, wenn die im Zollgebiet der 
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Union ansässige Käuferin die Druckvorlagen den Lieferanten der Beistellungen im 
Drittland kostenlos in elektronischer Form zur Verfügung stellt? Ist das Tatbestands-
merkmal "Wert der in den eingeführten Waren enthaltenen Materialien" gemäß Art. 32 
Abs. 1 Buchst. b Ziff. i ZK/Art. 71 Abs. 1 Buchst. b Ziff. i UZK dahingehend auszule-
gen, dass der Wert einer innerhalb des Zollgebiets der Union erbrachten geistigen 
Leistung, die dazu verwendet wird, eine Materialbeistellung herzustellen, in den Wert 
der Materialbeistellung einfließt, oder richtet sich eine solche Hinzurechnung aus-
schließlich nach Art. 32 Abs. 1 Buchst. b Ziff. iv ZK/Art. 71 Abs. 1 Buchst. b Ziff. iv 
UZK? 
 
3. Sind Einkaufsprovisionen in den Wert von Beistellungen gemäß Art. 71 Abs. 1 
Buchst. b Ziff. i UZK einzubeziehen, sofern diese Einkaufsprovisionen im Zusammen-
hang mit der Beschaffung der beigestellten Vormaterialien entrichtet werden und nicht 
für die Beschaffung der Ware als solche? 
 
4. Folgt aus einer Einreihung als Warenzusammenstellung aufgrund der Allgemeinen 
Vorschrift für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur 3 Buchst. b, dass diese 
Warenzusammenstellung auch zollwertrechtlich als Einheit anzusehen ist? 
 

  
3. Abgabenordnung: Zur Reichweite der Überprüfungsbefugnis einer Behörde im 

Einspruchsverfahren 
Urteil vom 17.09.2024, Az: VII R 3/22 
1. Wird ein Steuerbescheid über Alkopopsteuer mit dem Einspruch angefochten, ist 
die Überprüfungsbefugnis der Behörde gemäß § 367 Abs. 2 Satz 1 der Abgabenord-
nung auf den im Steuerbescheid angegebenen Lebenssachverhalt beschränkt, sodass 
die Festsetzung der Alkopopsteuer nicht nachträglich auf einen anderen Lebenssach-
verhalt gestützt werden darf. 
 
2. Weist die Behörde in einem Bescheid ausdrücklich darauf hin, dass hiergegen ein 
Einspruch nicht zulässig sei, und wird der Adressat des Bescheids dadurch von der 
Einlegung eines Einspruchs abgehalten, kann ihm dies nicht entgegengehalten werden, 
weil es sich hierbei um einen Fall höherer Gewalt handelt, der dem Adressaten des Be-
scheids die Einlegung eines Einspruchs unmöglich machte. 
 

  
4. Energiesteuergesetz: Kein dual-use bei Ausnutzung der Transporteigenschaft von 

Rauchgas aus der Verbrennung von Erdgas 
Urteil vom 12.11.2024, Az: VII R 38/22 
Die Verbrennung von Erdgas hat neben dem Verheizen keinen zweiten Verwendungs-
zweck im Sinne von § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d des Energiesteuergesetzes, wenn das 
durch das Verheizen von Erdgas entstehende Rauchgas zwar passgenau in den weite-
ren Produktionsprozess eingebunden ist, dafür aber allein die dem Rauchgas imma-
nente Transporteigenschaft ausgenutzt wird. 
 

  
5. Einkommensteuer: Erstattung der Steuerzahlung für einen Verdienstausfallscha-

den ist steuerpflichtig 
Urteil vom 15.10.2024, Az: IX R 5/23 
1. Der einem Steuerpflichtigen zu gewährende Ersatz eines Verdienstausfallschadens 
führt auch in Höhe der hierauf entfallenden Einkommensteuer zu steuerbaren Einkünf-
ten gemäß § 24 Nr. 1 Buchst. a des Einkommensteuergesetzes (EStG). 
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2. Die erst in einem späteren Veranlagungszeitraum vom Schädiger erstattete Steuer-
last auf den Verdienstausfallschaden hat zur Folge, dass keine für eine tarifermäßigte 
Besteuerung gemäß § 34 Abs. 2 Nr. 2 EStG erforderliche Zusammenballung von Ein-
künften vorliegt. 
 
3. Der Ersatz eines Verdienstausfallschadens stellt keine Vergütung für eine mehrjäh-
rige Tätigkeit gemäß § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG dar. 
  

 

 


